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HAMBURGISCHES
GESETZ- UND

VERORDNUNGSBLATT
TEIL I

HmbGVBl. Nr. 13 FREITAG, DEN 5. APRIL 2013

Tag I n h a l t Seite

Die Verordnung über Zulassungszahlen für Schulen
mit Zulassungsbeschränkungen vom 16. Dezember 1997
(HmbGVBl. S. 597), zuletzt geändert am 22. Mai 2012
(HmbGVBl. S. 177, 185), wird wie folgt geändert: 

1. § 3 erhält folgende Fassung:

„§ 3

Die Zulassungszahlen für die Zulassung zur Ausbildung an
der Berufsfachschule für Berufsqualifizierung nach der
Ausbildungs- und Prüfungsordnung der teilqualifizieren-
den Berufsfachschule Berufsqualifizierung vom 22. Juli

2011 (HmbGVBl. S. 346, 361), geändert am 22. Mai 2012
(HmbGVBl. S. 177, 179), werden wie folgt für das Schuljahr
2013/2014 festgesetzt: 

Ausbildung zur Bürokauffrau und zum Bürokaufmann
28 Plätze,

Ausbildung zur Informations- und Telekommunikations-
system-Kauffrau und zum Informations- und Telekommu-
nikationssystem-Kaufmann 8 Plätze,

Ausbildung zur Elektronikerin und zum Elektroniker
Fachrichtung Energie- und Gebäudetechnik sowie zur
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Angaben unter dem Vorschriftentitel beziehen sich auf die Gliederungsnummern in der Sammlung der Gesetze und Verordnungen der Freien und Hansestadt Hamburg.

Zweite Verordnung
zur Änderung der Verordnung

über Zulassungszahlen für Schulen mit Zulassungsbeschränkungen
Vom 22. März 2013

Auf Grund von § 43 Absatz 3 des Hamburgischen Schulge-
setzes vom 16. April 1997 (HmbGVBl. S. 97), zuletzt geändert
am 19. Februar 2013 (HmbGVBl. S. 51), in Verbindung mit § 1
Nummer 13 der Weiterübertragungsverordnung-Schulrecht
vom 20. April 2010 (HmbGVBl. S. 324) wird verordnet:
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Elektronikerin und zum Elektroniker für Betriebstechnik
insgesamt 24 Plätze,

Ausbildung zur Restaurantfachfrau und zum Restaurant-
fachmann, zur Fachfrau und zum Fachmann für System-
gastronomie, zur Hotelfachfrau und zum Hotelfachmann,
zur Köchin und zum Koch insgesamt 40 Plätze,

Ausbildung zur Anlagenmechanikerin und zum Anlagen-
mechaniker für Sanitär-, Heizung- und Klimatechnik 20
Plätze,

Ausbildung zur Fachkraft für Lagerlogistik, zur Fachlage-
ristin und zum Fachlagerist insgesamt 24 Plätze,

Ausbildung zur Metallbauerin und zum Metallbauer in der
Fachrichtung Konstruktionstechnik, zur Konstruktions-
mechanikerin und zum Konstruktionsmechaniker sowie
zur Industriemechanikerin und zum Industriemechaniker
insgesamt 30 Plätze,

Ausbildung zur Bäckerin und zum Bäcker, zur Fachverkäu-
ferin und zum Fachverkäufer im Lebensmittelhandwerk,
Schwerpunkte Bäckerei oder Konditorei insgesamt 20
Plätze,

Ausbildung zur Fachkraft für Veranstaltungstechnik 20
Plätze,

Ausbildung zur Kauffrau und zum Kaufmann im Einzel-
handel 60 Plätze,

Ausbildung zur Kauffrau und zum Kaufmann im Groß-
und Außenhandel, Fachrichtung Großhandel 20 Plätze,

Ausbildung zur Kauffrau und zum Kaufmann für Dialog-
marketing 20 Plätze,

Ausbildung zur Kauffrau und zum Kaufmann für Spedition
und Logistikdienstleistung 24 Plätze,

Ausbildung zur Kauffrau und zum Kaufmann für Büro-
kommunikation 20 Plätze,

Ausbildung zur Rechtsanwaltsfachangestellten und zum
Rechtsanwaltsfachangestellten 20 Plätze,

Ausbildung zur Gesundheits- und Pflegeassistentin und
zum Gesundheits- und Pflegeassistent 12 Plätze,

Ausbildung zur Medizinischen Fachangestellten und zum
Medizinischen Fachangestellten 16 Plätze,

Ausbildung zur Zahnmedizinischen Fachangestellten und
zum Zahnmedizinischen Fachangestellten 16 Plätze,

Ausbildung zur Altenpflegerin und zum Altenpfleger
beginnend zum 1. August 2013  24 Plätze,

Ausbildung zur Fahrzeuglackiererin und zum Fahr-
zeuglackierer 12 Plätze,

Ausbildung 

– zur Beton- und Stahlbetonbauerin und zum Beton- und
Stahlbetonbauer, 

– zur Fliesen-, Platten- und Mosaiklegerin und zum Flie-
sen-, Platten- und Mosaikleger,

– zur Maurerin und zum Maurer,

– zur Rohleitungsbauerin und zum Rohrleitungsbauer,

– zur Straßenbauerin und zum Straßenbauer und 

– zur Trockenbaumonteurin und zum Trockenbaumon-
teur

insgesamt 16 Plätze,

Ausbildung zur Eisenbahnerin und zum Eisenbahner im
Betriebsdienst 12 Plätze.“

2. §§ 4 und 5 werden aufgehoben. 

Hamburg, den 22. März 2013.
Die Behörde für Schule und Berufsbildung
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§ 1

(1) Der Bebauungsplan Bergedorf 110 für den Geltungsbe-
reich zwischen dem Weidenbaumsweg, dem Sander Damm
und dem Schleusengraben (Bezirk Bergedorf, Ortsteil 102)
wird festgestellt.

Das Plangebiet wird wie folgt begrenzt:

Nordgrenzen der Flurstücke 5487, 5628 und 5302, – Schleu-
sengraben – Südgrenze des Flurstücks 5331, Westgrenze des
Flurstücks 437 (Weidenbaumsweg), über das Flurstück 4057
(Dusiplatz), Westgrenze des Flurstücks 437 der Gemarkung
Bergedorf (Weidenbaumsweg). 

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die
ihm beigegebene Begründung sowie die zusammenfassende
Erklärung nach § 10 Absatz 4 BauGB werden beim Staats-
archiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung sowie die
zusammenfassende Erklärung können beim örtlich zustän-
digen Bezirksamt während der Dienststunden kostenfrei
eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke beim
Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermö-
gensnachteile eingetreten sind, kann ein Entschädigungs-
berechtigter Entschädigung verlangen. Er kann die Fällig-
keit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die
Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem Entschädi-
gungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungsanspruch
erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf
des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1 bezeichneten Ver-
mögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des
Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich werden

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 BauGB
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfah-
rens- und Formvorschriften,

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 BauGB
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungs-
plans und

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel
des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekannt-
machung des Bebauungsplans schriftlich gegenüber dem
örtlich zuständigen Bezirksamt unter Darlegung des die
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht
worden sind. 

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nach-
stehende Vorschriften:

1. In den Misch- und Gewerbegebieten sind Tankstellen und
Vergnügungsstätten unzulässig; Ausnahmen für Vergnü-
gungsstätten werden ausgeschlossen. 

2. In den Misch- und Gewerbegebieten sind Bordelle und
bordellartige Betriebe unzulässig.

3. In den Misch- und Gewerbegebieten sind Einzelhandels-
betriebe unzulässig. Ausnahmsweise sind Verkaufsstätten
zulässig, wenn sie im unmittelbaren räumlichen und
betrieblichen Zusammenhang mit Handwerks- oder pro-
duzierenden Gewerbebetrieben stehen, diesen räumlich
untergeordnet sind und nicht mehr als 50 m² Verkaufs-
fläche umfassen. Ausnahmsweise ist im Gewerbegebiet der
Handel mit Kraftfahrzeugen und Booten zulässig, wenn er
im unmittelbaren räumlichen und betrieblichen Zusam-
menhang mit Wartungs-, Inspektions- und Reparatur-
dienstleistungen steht. Brennstoffhandel ist allgemein
zulässig.

Verordnung
über den Bebauungsplan Bergedorf 110

Vom 25. März 2013

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der
Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2415), zuletzt
geändert am 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509), in Verbindung mit
§ 3 Absatz 1 sowie § 5 Absatz 1 des Bauleitplanfeststellungs-
gesetzes in der Fassung vom 30. November 1999 (HmbGVBl.
S.  271), zuletzt geändert am 14. Juni 2011 (HmbGVBl. S.  256),
§ 4 Absatz 3 Satz 1 des Hamburgischen Gesetzes zur Aus-
führung des Bundesnaturschutzgesetzes vom 11. Mai 2010
(HmbGVBl. S. 350, 402), geändert am 23. Dezember 2011
(HmbGVBl. 2012 S. 3), in Verbindung mit § 9 Absatz 3 Satz 1
Nummer 4 des Bundesnaturschutzgesetzes vom 29. Juli 2009
(BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert am 6. Februar 2012 (BGBl. I
S. 148, 181), § 4 Absatz 1 des Hamburgischen Klimaschutzge-
setzes vom 25. Juni 1997 (HmbGVBl. S. 261), zuletzt geändert
am 6. Juli 2006 (HmbGVBl. S. 404, 414), § 81 Absatz 1 Num-
mer 2 der Hamburgischen Bauordnung vom 14. Dezember
2005 (HmbGVBl. S. 525, 563), zuletzt geändert am 20. Dezem-
ber 2011 (HmbGVBl. S. 554), sowie § 1, § 2 Absatz 1, § 3 und
§ 4 Nummer 1 der Weiterübertragungsverordnung-Bau vom
8. August 2006 (HmbGVBl. S. 481), zuletzt geändert am
29. Mai 2012 (HmbGVBl. S. 213), wird verordnet:
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4. In den Gewerbegebieten sind solche Anlagen und Betriebe
unzulässig, die hinsichtlich ihrer Luftschadstoff- und
Geruchsemissionen das Wohnen in den angrenzenden
Gebieten wesentlich stören, wie regelhaft Lackierereien,
Tischlereien, Brotfabriken, Fleischzerlegebetriebe, Räu-
chereien, Röstereien, Kunststoff erhitzende Betriebe oder
in ihrer Wirkung vergleichbare Betriebe. Ausnahmen sind
zulässig, wenn im Genehmigungsverfahren eine immissi-
onsschutzrechtliche Verträglichkeit mit der Nachbarschaft
nachgewiesen werden kann.

5. In den Mischgebieten darf die festgesetzte Gebäudehöhe
für technische Anlagen (zum Beispiel Dachaufbauten, Zu-
und Abluftanlagen) um bis zu 2 m überschritten werden,
in den Gewerbegebieten um bis zu 5 m.

6. Die Lage der mit „(D)“ bezeichneten privaten Grün-
flächen darf von der zeichnerisch festgesetzten Abgren-
zung geringfügig abweichen.

7. In den Mischgebieten dürfen die Baugrenzen durch Ter-
rassen um bis zu 3 m und durch Balkone um bis zu 2 m
überschritten werden. Die Länge der Terrassen und Bal-
kone darf 50 vom Hundert der dazugehörigen Fassaden-
seite nicht überschreiten.

8. In den mit „(A)“ bezeichneten Mischgebieten sind Stell-
plätze nur in Tiefgaragen zulässig.

9. Tiefgaragen sind auch außerhalb der Baugrenzen zulässig.

10. Die mit „(D)“ bezeichneten privaten Grünflächen dürfen
durch Tiefgaragen unterbaut werden.

11. Die zulässige Geschossfläche ist um die Flächen notwendi-
ger Garagen, die unterhalb der Geländeoberfläche her-
gestellt werden, zu erhöhen.

12. Für die Beheizung und die Wasserversorgung gilt: Neu zu
errichtende Gebäude sind für Beheizung und Warmwas-
serversorgung an ein Wärmenetz anzuschließen und über
dieses zu versorgen. Die Wärme muss überwiegend aus
erneuerbaren Energien, Abwärme oder Kraft-Wärme-
Kopplung erzeugt werden. Vom Anschluss- und Benut-
zungsgebot wird ausnahmsweise abgesehen, wenn der
berechnete Jahres-Heizwärmebedarf der Gebäude nach
der Energieeinsparverordnung vom 24. Juli 2007 (BGBl. I
S. 1519), zuletzt geändert am 5. Dezember 2012 (BGBl. I
S. 2449, 2452), den Wert von 15 kWh (je m² * a) Nutzfläche
nicht übersteigt. Vom Anschluss- und Benutzungsgebot
kann auf Antrag befreit werden, soweit die Erfüllung der
Anforderungen im Einzelfall wegen besonderer Umstände
zu einer unbilligen Härte führen würde. Die Befreiung
kann zeitlich befristet werden.

13. Auf den privaten Grundstücksflächen sind Werbeanlagen
nur für Betriebe zulässig, die in den Misch- oder Gewerbe-
gebieten ansässig sind. Werbeanlagen dürfen die Höhe der
auf dem jeweiligen Grundstück vorhandenen Gebäude
nicht überragen.

14. Das festgesetzte Leitungsrecht umfasst die Befugnis der
Hamburger Stadtentwässerung, unterirdische öffentliche
Sielanlagen herzustellen und zu unterhalten. Nutzungen,
welche die Herstellung und Unterhaltung beeinträchtigen
können, sind unzulässig.

15. Im Gewerbegebiet sind nur Vorhaben (Betriebe und Anla-
gen) zulässig, deren Geräusche ein Emissionskontingent
LEK nach DIN 45691 „Geräuschkontingentierung“ von
60 dB(A)/m² tags (6.00 Uhr bis 22.00 Uhr) und von
45 dB(A)/m² nachts (22.00 Uhr bis 6.00 Uhr) nicht über-
schreiten. Die Prüfung erfolgt nach DIN 45691, Dezember
2006, Abschnitt 5. Die DIN 45691 kann beim Beuth Verlag
GmbH, 10722 Berlin bezogen werden; die DIN kann im

Übrigen bei der Technischen Universität Hamburg-Har-
burg, Universitätsbibliothek sowie der Hochschule für
Angewandte Wissenschaften Hamburg, Fachbibliothek
Technik Wirtschaft Innovation, eingesehen werden.

16. In den Mischgebieten ist für Wohnnutzungen durch geeig-
nete bauliche Schallschutzmaßnahmen wie Doppelfassa-
den, verglaste Vorbauten (zum Beispiel verglaste Loggien,
Wintergärten), besondere Fensterkonstruktionen oder in
ihrer Wirkung vergleichbare Maßnahmen sicherzustellen,
dass durch diese baulichen Maßnahmen insgesamt eine
Schallpegeldifferenz erreicht wird, die es ermöglicht, dass
in Schlafräumen ein Innenraumpegel bei teilgeöffneten
Fenstern von 30 dB(A) während der Nachtzeit nicht über-
schritten wird. Erfolgt die bauliche Schallschutzmaß-
nahme in Form verglaster Vorbauten, muss dieser Innen-
raumpegel bei teilgeöffneten Bauteilen erreicht werden.
Wohn- und Schlafräume in Einzimmerwohnungen und
Kinderzimmer sind wie Schlafräume zu beurteilen.

17. In den mit „(B)” bezeichneten Mischgebieten ist für den
Außenbereich einer Wohnung entweder durch Orientie-
rung an lärmabgewandten Gebäudeseiten Richtung Osten
oder durch bauliche Schallschutzmaßnahmen wie ver-
glaste Vorbauten (zum Beispiel verglaste Loggien, Winter-
gärten) mit teilgeöffneten Bauteilen sicherzustellen, dass
durch diese baulichen Maßnahmen insgesamt eine Schall-
pegelminderung erreicht wird, die es ermöglicht, dass in
dem der Wohnung zugehörigen Außenbereich ein Tag-
pegel von kleiner als 65 dB(A) erreicht wird. 

18. In den mit „(C)“ bezeichneten Misch- und Gewerbegebie-
ten sind die Aufenthaltsräume gewerblicher Nutzungen
– hier insbesondere die Pausen- und Ruheräume – durch
geeignete Grundrissgestaltung den lärmabgewandten
Gebäudeseiten zuzuordnen. Soweit die Anordnung an den
vom Verkehrslärm abgewandten Gebäudeseiten nicht
möglich ist, muss für die Räume ein ausreichender Schall-
schutz an Außentüren, Fenstern und Dächern der
Gebäude durch bauliche Maßnahmen geschaffen werden.
Vorrangig sind Pausen- und Ruheräume der lärmabge-
wandten Gebäudeseite zuzuordnen.

19. Entlang der mit „(F)“ bezeichneten Baugrenze am Wei-
denbaumsweg ist durch geeignete Fassadengestaltung wie
absorbierende Oberflächen, Strukturierung durch Bal-
kone und Erker, Verkleidung, besondere Fensterstürze
oder gegliedertes Mauerwerk sicherzustellen, dass eine
Schallabsorption erreicht wird, die eine Zunahme der
Lärmbelastung an den westlich gegenüberliegenden
Wohngebäuden auf höchstens 0,5 dB(A) begrenzt. Die
Maßnahmen müssen bis zu einer Fassadenhöhe von 3 m
über Straßenniveau durchgeführt werden. 

20. Auf ebenerdigen Stellplatzanlagen ist für je vier Stellplätze
ein großkroniger Laubbaum zu pflanzen. Für die Baum-
pflanzungen sind standortgerechte, einheimische Arten zu
verwenden. Die Bäume müssen einen Stammumfang von
mindestens 20 cm, in 1 m Höhe über dem Erdboden
gemessen, aufweisen. Im Kronenbereich dieser Bäume ist
eine offene Vegetationsfläche von mindestens 12 m² anzu-
legen. Die Pflanzungen sind dauerhaft zu erhalten und bei
Abgang zu ersetzen.

21. In den Misch- und Gewerbegebieten sind je vollendeter
2000 m² Grundstücksfläche mindestens ein großkroniger
oder zwei kleinkronige Laubbäume zu pflanzen. Großkro-
nige Bäume müssen einen Stammumfang von mindestens
20 cm, kleinkronige Bäume einen Stammumfang von min-
destens 14 cm in jeweils 1 m Höhe über dem Erdboden auf-
weisen. Die Pflanzungen sind dauerhaft zu erhalten und
bei Abgang zu ersetzen.
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22. Außenwände von Gebäuden, deren Fensterabstand mehr
als 5 m beträgt, sowie fensterlose Fassaden sind mit
Schling- und Kletterpflanzen zu begrünen. Je 2 m Wand-
länge ist mindestens eine Pflanze zu verwenden und dauer-
haft zu erhalten.

23. Innerhalb der mit „(E)“ bezeichneten überbaubaren
Grundstücksfläche sind die Dächer in einem Umfang von
mindestens 1000 m² Dachfläche mit einem mindestens
8 cm starken durchwurzelbaren Substrataufbau zu verse-
hen und zu begrünen. Die Begrünung ist dauerhaft zu
erhalten.

24. Tiefgaragen sind mit einem mindestens 50 cm starken,
durchwurzelbaren Substrataufbau zu versehen und zu
begrünen. Hiervon ausgenommen sind erforderliche

Flächen für Gebäude, Wege, Terrassen, Freitreppen und
Kinderspielflächen.

25. Außenleuchten sind nur in Form von monochromatisch
abstrahlenden Leuchten und mit einem geschlossenen
Glaskörper zulässig. Außenleuchten dürfen nicht in Rich-
tung Schleusengraben ausgerichtet werden.

26. Auf der Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-
lung von Boden, Natur und Landschaft ist der Uferrand-
streifen naturnah zu entwickeln, soweit hydraulische
Belange dem nicht entgegenstehen. Zulässig sind nur ein-
heimische und standortgerechte Bepflanzungen. 

§ 3

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

Hamburg, den 25. März 2013.

Das Bezirksamt Bergedorf
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§ 1 

(1) Die Mitglieder des Landes-Seniorenbeirats und der
Bezirks-Seniorenbeiräte, die nicht Vorstandsmitglieder sind
oder eine Fachgruppe im Sinne von Absatz 3 leiten, erhalten je
Monat eine Aufwandsentschädigung in Höhe des Gegenwertes
von fünf 9-Uhr-Tageskarten des Hamburger Verkehrsverbun-
des (HVV) im Großbereich Hamburg. Die Aufwandsentschä-
digung nach Satz 1 wird auch bei gleichzeitiger Mitgliedschaft
im Landes-Seniorenbeirat und einem Bezirks-Seniorenbeirat
nur einmal gewährt.

(2) Die Vorstandsmitglieder der Seniorenbeiräte erhalten
eine monatliche Aufwandsentschädigung im Gegenwert einer
HVV-Seniorenkarte im Abonnement für den Großbereich
Hamburg. Bei der oder dem Vorsitzenden des Landes-Seni-
orenbeirats wird die monatliche Aufwandsentschädigung um
50 Euro, bei den Vorsitzenden der Bezirks-Seniorenbeiräte um
jeweils 40 Euro erhöht. Absatz 1 Satz 2 gilt sinngemäß.

(3) Wer mindestens eine Fachgruppe des Landes-Senioren-
beirats leitet und kein Vorstandsmitglied im Sinne von Absatz
2 ist, erhält anstelle der Aufwandsentschädigung nach Absatz 1
eine monatliche Aufwandsentschädigung im Gegenwert einer
HVV-Seniorenkarte im Abonnement für den Großbereich
Hamburg. Fachgruppen im Sinne von Satz 1 sind höchstens
acht dauerhaft zu bestimmten Themen eingerichtete Gruppen,
die sich regelmäßig treffen, themenbezogene Stellungnahmen,
Vorhaben und Projekte erarbeiten und in Abstimmung mit
dem Landes-Seniorenbeirat umsetzen. Die Aufwandsentschä-

digung nach Satz 1 wird nur einmal gewährt, unabhängig von
der Anzahl der geleiteten Fachgruppen. 

(4) Mit der jeweiligen Aufwandsentschädigung ist der mit
der Mitgliedschaft im Landes- beziehungsweise Bezirks-Seni-
orenbeirat verbundene Aufwand abgegolten.

§ 2 

(1) Die Aufwandsentschädigung nach § 1 Absätze 1 bis 3
wird jeweils zum Ende eines Quartals fällig und von der
zuständigen Behörde ausgezahlt, wenn das Beiratsmitglied in
dem betreffenden Zeitraum an mindestens einer Beiratssit-
zung teilgenommen hat. Der Nachweis der Teilnahme wird
durch die Anwesenheitsliste erbracht.

(2) Der Anspruch auf die Aufwandsentschädigung beginnt
mit dem ersten Tage des Monats, in dem das Ehrenamt wahr-
genommen wird. Er endet mit Ablauf des Monats, in dem die
Mitgliedschaft im Landes- oder Bezirks-Seniorenbeirat endet.
Das Gleiche gilt für die Ausübung einer Vorstandsfunktion
sowie für die Leitung einer Fachgruppe.

(3) Nach einer Wiederwahl oder Wiederberufung kann für
einen Kalendermonat nur eine Aufwandsentschädigung
gewährt werden.

§ 3 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 2013 in
Kraft.

Hamburgische Verordnung
über die Gewährung von Aufwandsentschädigungen

für die Mitwirkung in einem Hamburger Seniorenbeirat
nach dem Hamburgischen Seniorenmitwirkungsgesetz

(Hamburgische Seniorenmitwirkungsverordnung – HmbSenMitwVO)
Vom 26. März 2013

Auf Grund von § 13 Absatz 2 Satz 1 des Hamburgischen
Seniorenmitwirkungsgesetzes vom 30. Oktober 2012
(HmbGVBl. S. 449) wird verordnet:

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 26. März 2013.
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§ 1

(1) Der Bebauungsplan Niendorf 90 für den Geltungsbe-
reich zwischen Kollaustraße, Vogt-Cordes-Damm, Flughafen,
Kleingärten und Papenreye (Bezirk Eimsbüttel, Ortsteil 318)
wird festgestellt.

Das Plangebiet wird wie folgt begrenzt:

Kollaustraße – über die Flurstücke 3310 (Vogt-Cordes-Damm),
3319, 11316, 11893, 3315, 11192, 12183, 10812, 3310 (Vogt-Cor-
des-Damm) und 11475, Ost- und Nordgrenze des Flurstücks
11475, über die Flurstücke 11475 und 12195, Ostgrenze des
Flurstücks 8164, Nord- und Ostgrenze des Flurstücks 8848 der
Gemarkung Niendorf – Papenreye.

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die
ihm beigegebene Begründung sowie die zusammenfassende
Erklärung gemäß § 10 Absatz 4 BauGB werden beim Staats-
archiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung sowie die
zusammenfassende Erklärung können beim örtlich zustän-
digen Bezirksamt während der Dienststunden kostenfrei
eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke beim
Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermö-
gensnachteile eingetreten sind, kann ein Entschädigungs-
berechtigter Entschädigung verlangen. Er kann die Fällig-
keit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die
Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem Entschädi-
gungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungsanspruch
erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf
des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1 bezeichneten Ver-
mögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des
Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich werden

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 BauGB
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfah-
rens- und Formvorschriften,

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 BauGB
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungs-
plans und

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel
des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekannt-
machung des Bebauungsplans schriftlich gegenüber dem
örtlich zuständigen Bezirksamt unter Darlegung des die
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht
worden sind.

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nach-
stehende Vorschriften:
1. Im Gewerbegebiet sind Bordelle und bordellartige

Betriebe unzulässig; Ausnahmen für Vergnügungsstätten
und Wohnungen gemäß § 8 Absatz 3 Nummern 1 und 3 der
Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom
23. Januar 1990 (BGBl. I S. 133), zuletzt geändert am
22. April 1993 (BGBl. I S. 466, 479), werden ausgeschlos-
sen.

2. In den mit „GE 1“ bezeichneten Teilen des Gewerbegebiets
sind Einzelhandelsbetriebe unzulässig. Ausnahmsweise
können Verkaufsstätten im Erdgeschoss dort ansässiger
Betriebe des Handwerks oder des produzierenden und ver-
arbeitenden Gewerbes als untergeordnete Nebenbetriebe
zugelassen werden. Diese Verkaufsstätten müssen im
unmittelbaren räumlichen und funktionalen Zusammen-
hang mit dem jeweiligen Handwerks- oder Gewerbebe-
trieb stehen. Die Verkaufsstätte muss dem Betrieb räum-
lich angegliedert und als dessen Bestandteil erkennbar
sein; die Verkaufs- und Ausstellungsfläche muss der mit
Betriebsgebäuden des Gewerbe- oder Handwerksbetriebes
überbauten Fläche untergeordnet sein und darf höchstens
150 m² betragen.

3. In den mit „GE 2“ bezeichneten Teilen des Gewerbegebiets
sind Einzelhandelsbetriebe unzulässig, soweit sie nicht
mit Kraftfahrzeugen, Booten, Möbeln, Teppichböden und
sonstigen Flächen beanspruchenden Artikeln einschließ-

Verordnung
über den Bebauungsplan Niendorf 90

Vom 26. März 2013

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der
Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2415), zuletzt
geändert am 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509), in Verbindung mit
§ 3 Absätze 1 und 3 sowie § 5 Absatz 1 des Bauleitplanfest-
stellungsgesetzes in der Fassung vom 30. November 1999
(HmbGVBl. S.  271), zuletzt geändert am 14. Juni 2011
(HmbGVBl. S. 256), § 4 Absatz 3 Satz 1 des Hamburgischen
Gesetzes zur Ausführung des Bundesnaturschutzgesetzes vom
11. Mai 2010 (HmbGVBl. S. 350, 402), geändert am 23. De-
zember 2011 (HmbGVBl. 2012 S. 3), in Verbindung mit § 9
Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 des Bundesnaturschutzgesetzes
vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert am
6. Februar 2012 (BGBl. I S. 148, 181), § 81 Absatz 1 Nummer 2
der Hamburgischen Bauordnung vom 14. Dezember 2005
(HmbGVBl. S. 525, 563), zuletzt geändert am 20. Dezember
2011 (HmbGVBl. S. 554), sowie § 1, § 2 Absatz 1 und § 3 der
Weiterübertragungsverordnung-Bau vom 8. August 2006
(HmbGVBl. S. 481), zuletzt geändert am 29. Mai 2012
(HmbGVBl. S. 213), wird verordnet:
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lich Zubehör oder Baustoffen, Werkzeugen, Gartengeräten
und sonstigem Bau- und Gartenbedarf handeln. Randsor-
timente dürfen auf bis zu 10 vom Hundert (v. H.) der
Geschossfläche angeboten werden. Ausnahmsweise kön-
nen Verkaufsstätten im Erdgeschoss dort ansässiger
Betriebe des Handwerks oder des produzierenden und ver-
arbeitenden Gewerbes als untergeordnete Nebenbetriebe
zugelassen werden. Diese Verkaufsstätten müssen im
unmittelbaren räumlichen und funktionalen Zusammen-
hang mit dem jeweiligen Handwerks- oder Gewerbebe-
trieb stehen. Die Verkaufsstätte muss dem Betrieb räum-
lich angegliedert und als dessen Bestandteil erkennbar
sein; die Verkaufs- und Ausstellungsfläche muss der mit
Betriebsgebäuden des Gewerbe- oder Handwerksbetriebes
überbauten Fläche untergeordnet sein und darf höchstens
150 m² betragen.

4. Im Gewerbegebiet sind Nebenanlagen gemäß § 14
BauNVO mit Ausnahme notwendiger Grundstückszufahr-
ten sowie Garagen nur innerhalb der überbaubaren
Grundstücksflächen zulässig. Auf den Flächen zum Aus-
schluss von Stellplätzen, Garagen und Nebenanlagen ist
die Herstellung notwendiger Zuwegungen und Zufahrten
zu Stellplätzen, Garagen und Tiefgaragen zulässig.

5. Im Gewerbegebiet sind Werbeanlagen nur für Betriebe
zulässig, die in dem Gewerbegebiet ansässig sind. Werbe-
anlagen dürfen die festgesetzten Gebäudehöhen nicht
überschreiten.

6. Im Gewerbegebiet sind nur Flachdächer und flach
geneigte Dächer mit einer Neigung von bis zu 20 Grad
zulässig.

7. Zulässig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen), deren
Geräusche die in der folgenden Tabelle angegebenen Emis-
sionskontingente L(EK) nach DIN 45691 „Geräuschkon-
tingentierung“ weder am Tag (6.00 Uhr bis 22.00 Uhr)
noch in der Nacht (22.00 Uhr bis 6.00 Uhr) überschreiten:

Tabelle 1: Emissionskontingente

Teilfläche L(EK), Tag L(EK), Nacht
dB (A)/je m² dB (A)/je m²

TF 1 58 42

TF 2 58 43

TF 3 59 44

TF 4 57 42

TF 5 57 42

TF 6 59 46

Die Prüfung der Einhaltung erfolgt nach DIN 45691,
Abschnitt 5, vom Dezember 2006 (Bezugsquelle: Beuth-
Verlag GmbH, Berlin, Auslegestelle: Bezirksamt Eimsbüt-
tel). Bei der Prüfung für die Nacht ist die volle Stunde mit
dem höchsten Beurteilungspegel („lauteste Nachtstunde“)
maßgebend.

8. Für die in dem im Plan dargestellten „Richtungssektor A“
gelegenen Immissionsorte darf in den Gleichungen 6 und 7
der DIN 45691, vom Dezember 2006 (Bezugsquelle:
Beuth-Verlag GmbH, Berlin, Auslegestelle: Bezirksamt
Eimsbüttel), das Emissionskontingent der einzelnen
Teilfläche auf L(EK) + L(EK,zus) erhöht werden. Die
Zusatzkontingente L(EK,zus) sind in der nachfolgenden
Tabelle zusammengestellt:

Tabelle 2: Zusatzkontingente für Richtungssektoren

Der Referenzpunkt hat die Koordinaten: X = 3563320
Y = 5942800

9. Im Gewerbegebiet sind die Aufenthaltsräume – hier insbe-
sondere die Pausen- und Ruheräume – durch geeignete
Grundrissgestaltung den vom Verkehrslärm abgewandten
Gebäudeseiten zuzuordnen. Soweit die Anordnung an den
vom Verkehrslärm abgewandten Gebäudeseiten nicht
möglich ist, muss für diese Räume ein ausreichender
Schallschutz an Außentüren, Fenstern, Außenwänden und
Dächern der Gebäude durch bauliche Maßnahmen
geschaffen werden.

10. Innerhalb der Flächen, deren Böden erheblich mit
umweltgefährdenden Stoffen belastet sind, sind bauliche
Maßnahmen vorzusehen, die Gasansammlungen unter
den baulichen Anlagen und den befestigten Flächen und
Gaseintritte in die baulichen Anlagen durch Bodengase
verhindern.

11. Für den mit „a1“ bezeichneten Teil des Gewerbegebiets
sind Gebäude mit seitlichem Grenzabstand zu errichten,
wobei hier ein Abstandsflächenmaß von 0,4 h, jedoch min-
destens 2,5 m, einzuhalten ist und Gebäude höchstens 50 m
Länge aufweisen dürfen. Für den mit „a2“ bezeichneten
Teil des Gewerbegebiets sind Gebäude mit seitlichem
Grenzabstand zu errichten, wobei hier ein Abstands-
flächenmaß von 0,4 h, jedoch mindestens 2,5 m, einzuhal-
ten ist und Gebäudelängen von mehr als 50 m zulässig
sind.

12. Im Gewerbegebiet muss der Durchgrünungsanteil auf den
jeweiligen Grundstücken mindestens 20 v. H. betragen.
Mindestens 10 v. H. der Grundstücksflächen sind mit Bäu-
men und Sträuchern zu bepflanzen. Der mit „(A)“ bezeich-
nete Vorgartenbereich entlang der Straße Vogt-Cordes-
Damm ist mindestens zu 50 v. H. als Vegetationsfläche
anzulegen. Der mit „(B)“ bezeichnete Vorgartenbereich
entlang der Kollaustraße ist mindestens zu 30 v. H. als
Vegetationsfläche anzulegen. Für die Herstellung notwen-
diger Zuwegungen und Zufahrten zu Stellplätzen, Garagen
und Tiefgaragen können auf den mit „(A)“ und „(B)“
bezeichneten Flächen ausnahmsweise auch geringere
Anteile an Vegetationsfläche zugelassen werden.

13. Auf ebenerdigen Stellplatzanlagen ist für je vier Stellplätze
ein großkroniger Laubbaum zu pflanzen.

14. Für festgesetzte Baum- und Strauchanpflanzungen sind
standortgerechte Laubgehölze zu verwenden und zu erhal-
ten. Großkronige Bäume müssen einen Stammumfang von
mindestens 18 cm, in 1 m Höhe über dem Erdboden
gemessen, aufweisen. Im Kronenbereich großkroniger
Bäume ist eine offene Vegetationsfläche von mindestens
12 m² anzulegen und zu begrünen.

15. Für die zu erhaltenden Bäume sind bei Abgang Ersatz-
pflanzungen mit großkronigen Bäumen vorzunehmen.
Geringfügige Abweichungen von den festgesetzten Baum-
standorten sind zulässig. Außerhalb der öffentlichen
Straßenverkehrsflächen sind Geländeaufhöhungen oder
Abgrabungen im Kronenbereich dieser Bäume unzulässig.

16. Im Gewerbegebiet sind Dächer, die größer als 100 m² sind,
mit einem mindestens 8 cm starken durchwurzelbaren
Substrataufbau zu versehen und zu begrünen. Ausgenom-
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men sind Flächen für technische Dachaufbauten bis
höchstens 50 v. H. der Dachfläche. 

17. Auf den Flurstücken 4245, 4246, 3302, 4411, 9456, 3304,
3305, 3307 der Gemarkung Niendorf sind die zur Straße
Vogt-Cordes-Damm ausgerichteten Außenwände von
Gebäuden, deren Fensterabstand mehr als 5 m beträgt,
sowie fensterlose Fassaden, mit Schling- oder Kletter-
pflanzen zu begrünen; je 2 m Wandlänge ist mindestens
eine Pflanze zu verwenden. Auf den Flurstücken 3308,
8164 sind die zur Straße Vogt-Cordes-Damm sowie die zu
den Dauerkleingärten auf den Flurstücken 12107, 12108,
12195, 10802 ausgerichteten Außenwände von Gebäuden,
deren Fensterabstand mehr als 5 m beträgt, sowie fenster-
lose Fassaden mit Schling- oder Kletterpflanzen zu begrü-
nen; je 2 m Wandlänge ist mindestens eine Pflanze zu
verwenden.

18. Im Gewerbegebiet sind auf den privaten Grundstücks-
flächen die Geh- und Fahrwege sowie Platzflächen in was-
ser- und luftundurchlässigem Aufbau herzustellen. Feuer-
wehrumfahrten und -aufstellflächen auf zu begrünenden

Flächen sind in vegetationsfähigem Aufbau (Schotter-
rasen) herzustellen.

19. Bei Neubauten ist an den nach Süden und Osten ausge-
richteten Außenwänden je 15 m Wandlänge mindestens
eine künstliche Höhle für Fledermausarten an geeigneten
Stellen anzubringen und zu unterhalten.

20. Für Ausgleichsmaßnahmen werden den als Gewerbegebiet
festgesetzten Flurstücken 3288 und 9456 die außerhalb
des Bebauungsplangebietes liegenden Flurstücke 11252,
10726 (teilweise) und 3469 (teilweise) der Gemarkung
Niendorf zugeordnet.

21. Für die Erschließung des Gewerbegebiets sind weitere
örtliche Verkehrsflächen erforderlich. Ihre genaue Lage
bestimmt sich nach der beabsichtigten Bebauung. Sie
werden nach § 125 Absatz 2 BauGB hergestellt.

§ 3

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

Dritte Verordnung
zur Änderung der Verordnung

über die Anerkennung von Bildungsveranstaltungen
Vom 26. März 2013

Auf Grund von § 1 Absatz 4 des Hamburgischen Bildungs-
urlaubsgesetzes vom 21. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 6), zuletzt
geändert am 15. Dezember 2009 (HmbGVBl. S. 444, 448), wird
verordnet:

In § 1 Absatz 3 Nummer 5 der Verordnung über die Aner-
kennung von Bildungsveranstaltungen vom 9. April 1974
(HmbGVBl. S. 113), zuletzt geändert am 21. Dezember 2010
(HmbGVBl. S. 655, 660), wird der Punkt am Ende durch ein
Komma ersetzt und folgende Nummer 6 angefügt: „6. die
Wahrnehmung ehrenamtlicher Funktionen im Zivil- und
Katastrophenschutz.“

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 26. März 2013.

Hamburg, den 26. März 2013.

Das Bezirksamt Eimsbüttel
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Vierte Verordnung
zur Änderung der Weiterübertragungsverordnung-Bau

Vom 26. März 2013

Auf Grund von § 6 Absatz 1 des Bauleitplanfeststellungs-
gesetzes in der Fassung vom 30. November 1999 (HmbGVBl.
S. 271), zuletzt geändert am 14. Juni 2011 (HmbGVBl. S. 256),
wird verordnet:

Einziger Paragraph

Die Weiterübertragungsverordnung-Bau vom 8. August
2006 (HmbGVBl. S. 481), zuletzt geändert am 29. Mai 2012
(HmbGVBl. S. 213), wird wie folgt geändert:

1. In Anlage 1 (zu § 5 Absatz 3) wird die Textstelle „Bezirksamt
Hamburg-Nord Barmbek-Nord 11 (Dieselstraße) – An-
lage 2e“ gestrichen.

2. Anlage 2e wird aufgehoben.

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 26. März 2013.
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